
Gesetz zur Änderung des
Privatschulgesetzes

Vom 20. Mai 2025

Der Landtag hat am 14. Mai 2025 das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Privatschulgesetz in der Fassung vom 1. Januar 1990 (GBl. S. 105), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. November 2024 (GBl. Nr. 96) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.	 § 18 wird wie folgt geändert: 

	 a)	Absatz 2a Satz 1 wird wie folgt gefasst:

		�  „Der jährliche Zuschuss je Schüler nach § 17 Absatz 1 beträgt bei Vollzeitform 
für

		  1)	� Grundschulen, die Klassen 1 bis 4 der Freien Waldorfschulen und 
die Klassen 1 bis 4 der Gemeinschaftsschulen 88,8 Prozent des 
Endgrundgehalts der Besoldungsgruppe des Eingangsamts für beamtete 
Lehrkräfte an Grundschulen;
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		  2)	� Hauptschulen und Werkrealschulen 135,2 Prozent des Endgrundgehalts 
der Besoldungsgruppe des Eingangsamts für beamtete Lehrkräfte an 
Hauptschulen;

		  3)	� Realschulen 94,2 Prozent des Endgrundgehalts der Besoldungsgruppe 
des Eingangsamts für beamtete Lehrkräfte an Realschulen;

		  4)	� die Klassen 5 bis 12 der Freien Waldorfschulen 100,0 Prozent des 
Endgrundgehalts der Besoldungsgruppe des ersten Beförderungsamts 
für beamtete Lehrkräfte des höheren Dienstes an Gymnasien;

		  5)	� allgemein bildende Gymnasien, die dreijährige gymnasiale Oberstufe 
der Gemeinschaftsschulen und die Klasse 13 der Freien Waldorfschulen 
103,5 Prozent des Endgrundgehalts der Besoldungsgruppe des ersten 
Beförderungsamts für beamtete Lehrkräfte des höheren Dienstes an 
Gymnasien;

		  6)	� die Klassen 5 bis 10 der Gemeinschaftsschulen 120,0 Prozent des 
Endgrundgehalts der Besoldungsgruppe des Eingangsamts für beamtete 
Lehrkräfte an Realschulen;

		  7)	� berufliche Gymnasien 115,2 Prozent des Endgrundgehalts der 
Besoldungsgruppe des ersten Beförderungsamts für beamtete 
Lehrkräfte des höheren Dienstes an Gymnasien;

		  8)	� Fachschulen für Sozialpädagogik (Berufskollegs), Fachschulen für 
Sozialwesen, Fachrichtung Jugend- und Heimerziehung (Berufskollegs) 
und Fachschulen für Sozialwesen, Fachrichtung für Heilerziehungspflege 
(Berufskollegs) 135,2 Prozent des Endgrundgehalts der 
Besoldungsgruppe des ersten Beförderungsamts für beamtete 
Lehrkräfte des höheren Dienstes an beruflichen Schulen;

		  9)	� Berufsschulen 116,0 Prozent des Endgrundgehalts der 
Besoldungsgruppe des Eingangsamts für beamtete Lehrkräfte an 
Realschulen;
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		  10)	� technische Berufsfachschulen und technische Fachschulen 152,3 
Prozent des Endgrundgehalts der Besoldungsgruppe des Eingangsamts 
für beamtete Lehrkräfte an Realschulen;

		  11)	� die übrigen Berufsfachschulen und die übrigen Fachschulen 
vorbehaltlich der in § 25 getroffenen Regelung 141,3 Prozent des 
Endgrundgehalts der Besoldungsgruppe des Eingangsamts für beamtete 
Lehrkräfte an Realschulen;

		  12)	� technische Berufskollegs 133,4 Prozent des Endgrundgehalts der 
Besoldungsgruppe des Eingangsamts für beamtete Lehrkräfte an 
Realschulen;

		  13)	� die übrigen Berufskollegs vorbehaltlich der in § 25 getroffenen Regelung 
122,3 Prozent des Endgrundgehalts der Besoldungsgruppe des 
Eingangsamts für beamtete Lehrkräfte an Realschulen;

		  14)	� Schulen für Physiotherapie 135,8 Prozent des Endgrundgehalts der 
Besoldungsgruppe des Eingangsamts für beamtete Lehrkräfte an 
Realschulen;

		  15)	� Schulen für Logopädie 169,4 Prozent des Endgrundgehalts der 
Besoldungsgruppe des Eingangsamts für beamtete Lehrkräfte an 
Realschulen.“

	 b)	Absatz 2b wird aufgehoben.

	 c)	� In Absatz 4 Satz 3 wird das Wort „fünf“ durch das Wort „zehn“ ersetzt.

2.	 § 18a wird wie folgt geändert: 

	 a)	� In Absatz 6 Satz 1 Nummer 9 werden die Wörter „Kosten 
beziehungsweise Abschreibungen für die Beschaffung von Geräten zur 
Nachrichtenübermittlung (Pager) im Krisenfall, soweit diese vom Land 
getragen werden,“ gestrichen.

	 b)	Absatz 7 Nummer 15 wird aufgehoben.
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	 c)	Absatz 9 wird folgender Satz angefügt:

		�  „Aufwendungen für Ganztagsangebote an Grundschulen sind dabei zur 
Hälfte zu berücksichtigen.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2025 in Kraft.

Stuttgart, den 20. Mai 2025

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Strobl	 Dr. Bayaz

	 Schopper	 Olschowski

	 Walker	 Dr. Hoffmeister-Kraut

	 Lucha	 Gentges

	 Hermann	 Hauk

	 Razavi	 Hoogvliet

	 Bosch
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